
I mGesprächist das
IVL−Konzept seit vorigem
Jahr. AmDienstag wurde

nun einekonkretere
Bestandsaufnahme

vorgestellt, auf deren
Grundlage Szenarienfür

eine globale Raum-
entwicklungs− und

Verkehrspolitikentwickelt
werdensollen.

(rw/ik)− Es war Vic Reuter, der
− scheinbar vomPolizei− zumRe-
gierungssprecher avanciert − am
vergangenen Dienstag in der
Grundschule in Steinsel durch
ein etwas langatmiges Pro-
grammführte. Und das, obwohl
der Stoff, das neue "Integrative
Verkehrs− und Landesentwick-
lungskonzept für Luxemburg",
spannende Fragen aufwirft. Die
Regierung geht mit dieser Kom-
bination von Verkehrs− und Lan-
desplanung einen "innovativen
Weg, derauf europäischer Ebene
indieser Konsequenz nochnicht
beschritten wurde". Das meinte
jedenfalls der deutsche Ver-
kehrsingenieur Prof. Hartmut
Topp, dessenBüroander Ausar-
beitung des Konzepts maßgeb-
lich beteiligt ist. Ausgehend von
der BIT−Studie, welche ein er-
hebliches Bevölkerungswachs-
tumfür dienächsten Jahrzehnte
prognostizierte, soll das IVL An-
sätze für einen landesplaneri-
schen Rahmenschaffen, der die-
se Entwicklung in geordnete
Bahnenlenkensoll.

De facto ist das IVL−Konzept
nichts anderes als eine Konkreti-
sierung der seit 1969i mmer wie-
der neu aufgelegten "program-
mes directeurs d'aménagement
duterritoire"− aber dasssichdie
Regierung zu dieser entschlos-
sen hat, ist schon ein Novum.
Denn bislang verstaubten die
Leitlinien meist in einer Schub-
lade, statt dass sieeinenkonkre-
ten Impakt auf die Planung in
Sachen Verkehrs−, Siedlungs−

oder Umweltschutzpolitik ge-
habt hätten.
Der Vorgeschmack vom

Dienstag auf die Arbeiten der
Planungsbüros war daher
durchaus beeindruckend. Erst-
mals für Luxemburg wurde dem
aus Abgeordneten und Gemein-
deräten bestehenden Publikum
eine detaillierte Bestandsauf-
nahme präsentiert. So wurde et-
wadas VerhältnisIndustrie− ver-
sus Wohnflächen für die einzel-
nen Regionen dargestellt oder
die Verkehrsflüsse in Richtung
Hauptstadt analysiert. Fraglich
waren allerdings manchmal die
Messinstrumente. Wenn zum
Beispiel die Wegdauereiner Zug-
fahrt mit einer Autofahrt vergli-
chen wird, genügt es sicher
nicht, sichauf denFahrplan der
CFLzubasieren. Denn, dass hier
der Verspätungsvirus grassiert,
ist bekannt.

Hart in Sachen
Umweltschutz?
Eine politischere Konnotation

hat die Auswahl von Kriterien,
um in Sachen Umweltschutz
"harteRestriktionen" auszuspre-
chen. Wenn es darum geht,
Landstrichevor der Zersiedlung
durch Siedlungs− oder Straßen-
projekte zu schützen, schlagen
die IVL−PlanerInnen durchgän-
gig jene Definitionen vor, die
durchexistierende Gesetzeoder
EU−Direktiven eigentlich schon
geschützt sind. Aber gibt es
nicht auch heute noch Gebiete,
die eines Schutzes bedürfen,
ohne dass dieser bereits in ei-
nemGesetz oder in einemkom-
munalen Bebauungsplan festge-
halten wäre?
Dass auf der bei m Thema

"Schutz der natürlichen Res-
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Sterben als Chefsache?
Die Mei nungsverschiedenheiten i nnerhalb der CSV-
DP−Regierung fi nden bisweilen auf ganz fundamenta-
len Gebieten der menschlichen Existenz statt. Da hat
doch Premiermi nister Jean−Claude Juncker das Thema
Euthanasie bei mletzten Pressebriefi ng zur "Chefsache"
erklärt. Wird die Frage von Tod oder Leben nun i n Zu-
kunft für den Regierungschef höchstpersönlich reser-
viert? Und kann sich der klei ne Koaliti onspartner dann
auf rei n diesseiti ge Themen wie Außen− und Wirt-
schaftspolitik konzentrieren? Mitnichten, denn die Li-
beralen antworteten fl ugs i n ei ner Pressemitteil ung:
"Ei n Problemzur Chefsache stilisieren zu wollen, wür-
de bedeuten, dass es nur durch die persönliche Für-
sorge oder Entscheidung ei nes berechti gten Chefs ge-
löst werden kann." Nicht nur, dass die Demokraten ge-
genüber dem von ei ni gen ZeitgenossI nnen mit ei nem
früheren, afrikanischen absol utistischen Gewaltherr-
scher verglichenen Premier damit i hr − demokratisches
− Recht auf Mitsprache betonten. Sie eri nnerten auch
daran, dass der angebliche "Konsens" i n der parlamen-
tarischen Ethikkommissi on unter dem Vorsitz des DP−
Politikers Jean−Paul Rippi nger ausgearbeitet wurde.
Auch die Frage nach demRecht auf Sterben ist fol glich
demokratischen Pri nzi pien unterworfen.

Mouvement−Vorschlägezur Kommodo−Reform
Die Umweltkommission der Abgeordnetenkammer hat
amvergangenen Dienstag mit der Diskussion über die
Reform der "Kommodo−I nkommodo−Gesetzgebung"
begonnen. Dabei geht es um die Umsetzung von zwei
europäischen Direktiven i n Luxemburger Recht: die so
genannte I PPC−Direktive über den i ntegrierten Umwelt-
schutz sowie die I mpaktstudien−Direktive. Der Mouve-
ment Ecologique hatte dazu den Abgeordneten ei ne
Stell ungnahme übermittelt. An dem Regierungsentwurf
drängen sich laut Mitteil ung der Umweltschutzorgani-
sati on wesentliche Änderungen auf. Neben ei ner weite-
ren Verknüpfung von Bau− und Kommodo−Genehmi-
gung bei ei ner Betriebsniederlassung seien auch ei ne
bessere Kontrolle der Auflagen der Betriebe sowie ei ne
bessere I nformation der Bevölkerung unerlässlich.
Außerdemfordert der Mouvement, "Straßenbauprojek-
te sowie die Fl ughafenaktivitäten ei ner I mpaktstudie zu
unterwerfen und dies gesetzlich zu verankern". Darü-
ber hi naus treten die UmweltschützerI nnen dafür ei n,
dass die Größenordnungen von Aktivitäten, ab denen
ei ne Umweltverträglichkeits−Studie durchgeführt wer-
den muss, an Luxemburger Verhältnisse angepasst
werden soll, also nicht erst "ab ei ner Rodung von 20
Hektar Wald" oder bei ei ner Haltung von 40.000 Tieren.

NATOja, stupider Militarismusnein!?
Ob die Regierung am geplanten Kauf ei nes Militär-
transportfl ugzeuges A400M festhalte, hatte Aly Jaer-
li ng (ADR) i n ei ner "Question parlementaire" wissen
wollen. Deutschland habe nämlich aufgrund der deso-
laten Lage der Staatsfi nanzen sei ne Bestell ung von 73
auf 60 Stück abgesenkt, was zu ei ner Erhöhung des
Stückpreisesführen könnte.
I n sei ner Antwort eri nnert Armeeminister Charles
Goerens daran, dass sich der Regierungschef i n sei ner
Erklärung zur Lage der Nation 2000 für ei ne Erhöhung
der Militärausgaben auf ei n Prozent des BI P ausge-
sprochen hatte. "Ohne stupi den Militarismus betrei ben
zu wollen, denn davon si nd wir Lichtjahre entfernt,
muss Luxemburg sich die Mittel geben, als glaubwür-
di ges Mitglied der EU und der NATO die Stabilitäts-
verantwortungi n Europa mitzutragen", li est man weiter
i n der Antwort des Armeeministers. Auch wenn, wie
Aly Jaerli ng es angemerkt hatte, die fi nanzielle Situa-
ti on des Luxemburger Staates "nicht so gut wie erwar-
tet" sei, sehe die Regierung kei ne Notwendigkeit, auf
den geplanten Kauf zu verzichten. Dies umso mehr als
sich der Stückpreis sich nur " margi nal" verteuere und
die Anschaffungskosten sich über mehr als zehn Jahre
verteilten.

ABSCHIEBEHAFT

Wie Kriminelle?
Lange war nichts Näheres
über die"Sans−papiers"i m

"Centre deséjour
provisoire"zu erfahren.

Jetzt hat die grüne
Abgeordnete Renée

Wagener die Häftlinge
besucht.

"rétention administrative"
schlechter gestellt als beispiels-
weise Untersuchungs−Häftlinge
und sogar rechtskräftig verur-
teilte Straftäter. Anders als jene
verfügen die Abschiebehäftlinge
kaumüberfinanzielle Mittel, um
sich Zigaretten oder ähnliches
zu kaufen. Sie bekommen ledig-
lich die "pécule de base" von
umgerechnet 1,78 Euro pro Tag
sowie einen Satz Briefmarken
undeine PackungZigaretten.
"Besonders frappierend ist

auch der fehlende Kontakt nach
außen", sagt Renée Wagener, die
grundsätzlich von einem "kor-
rekten Umgang" des Gefängnis-
personals mit den "rétenues"
spricht. Wagener findet es "total
unverständlich", wieso Men-
schenrechtsorganisationen kei-
nen Zutritt zu den Insassen er-
halten. Eine entsprechende An-
frage beim Ministerium ist bis
heute nicht positiv beschieden,
obwohl selbst die Gefängnislei-
tung demJustizminister ein sol-
ches Besuchsrecht vorgeschla-
genhatte. Die Abgeordnetekriti-
sierte zudem, dass das der Ab-
schiebehaft zugrunde liegende
Règlement grand−ducal vom20.
September 2002 nicht durch die
juristische Kommission gegan-
gen sei, "obwohl es solch' einen
Impakt hat".
Benachteiligt gegenüber U−

Häftlingen und Strafgefangenen
sind die "Sans−papiers" auch,
wennes umdieFragevonSport−
und Beschäftigungsmöglichkei-
tengeht. Arbeitenkönnensie de
facto nicht, weil sie sonst un-
zulässigerweise auf Strafgefan-
gene treffen würden. Wollen die
"rétenues" an Sportgeräte, müs-
sen sie zudemihr Einverständ-

nis geben, mit U−Häftlingenin ei-
nemRaumzu trainieren. Eigene
Sportanlagen und Werkstätten
gibt es i m"centre de séjour pro-
visoire" nicht. Das Zentrumist
eine ganz gewöhnliche Knastab-
teilung, mit demeinzigen Unter-
schied, dass die Inhaftierten
über TV und offene Zelltüren
verfügen sowie dass eine psy-
chosoziale Betreuung rund um
die Uhr gewährleistetist.
Auch bei der Rechtsberatung

gibt es offenbar massive Proble-
me. Grundsätzlich haben die
Häftlingeeinen Anspruchauf an-
waltliche Betreuung, doch es
kommt immer wieder vor, dass
die staatlich zugewiesenen
Rechtanwälte trotz Anfragen
nicht bei ihrenvorgesehenenKli-
enten erscheinen. Gerade weil
die Inhaftierten oft kein Franzö-
sisch sprechen, stellt die Ver-
ständigung undauch das Ausfül-
len der bürokratischen Formula-
reeinezusätzliche Hürde dar. So
kommt es, dass viele vonihnen
nicht wissen, woransie sind. Fa-
milienangehörige, dieaus Unwis-
senheit keinen Antrag auf Be-
suchsrecht gestellt haben, müs-
sen vor der Tür warten. Wollen
die Gefangenen wissen, warum
Anfragen nicht vorankommen,
müssensie Geduldhaben− wenn
sie überhaupt eine Antwort er-
halten. Denn alle Zuständigkeit
liegt bei m Justizministerium.
Und wie langsam und teilweise
willkürlich dort verfahren wird,
hat ja erst der ministerielle Um-
gang mit Presse− und NGO−Anfra-
gen bezüglich der "rétention ad-
ministrative" gezeigt.

(ik) − "Dieser Standort ist für
"Sans−papiers" absolut falsch",
erklärt Renée Wagener. Die grü-
ne Abgeordnete hatte schließ-
lich doch vomzuständigen Jus-
tizminister Luc Frieden die Er-
laubnis bekommen, die in
Schrassig inhaftierten "Sans−pa-
piers" zu besuchen. Der positive
Bescheid auf ihre Anfrage kam
am vergangenen Freitag, eine
Woche, nachdem die "Sans−pa-
piers" i m"Centre de séjour pro-
visoire" ihre Protestaktion abge-
brochenhatten(woxxNr. 675).
Ob es sich dabei tatsächlich

um einen Hungerstreik gehan-
delt hat, darüber sind sich die
Parteien nach wie vor nicht ei-
nig. Laut Aussagen derInhaftier-
ten jedenfalls dauerte der Hun-
gerstreik insgesamt sechs Tage
und war vor allemals Protest ge-
gen die langsame Bearbeitung
der Dossiers gedacht gewesen.
Wie demauch sei, die Situati-

on der "rétenues" wird dadurch
nicht besser. Soist zwar richtig,
dass die Betroffenen telefonie-
ren durften − einmal nach ihrer
Einweisung mit einemRechtsan-
walt oder Familienangehörigen,
mehr erlaubt der Justizminister
nicht. Dass dies viel zu wenig
ist, meint sogar die Gefängnis-
leitung. Diskutiert werden zwei
Anrufe pro Woche, auch um
schlechte Sti mmung zu ver-
meiden.
Dochnicht nurinSachenTele-

fon sind die Menschen in der

aktuell2
sourcen" vorgestellten Karte
auch der Grünewald oder Teile
dervonder Westtangentebetrof-
fenen Region in dunklem Grün
als unantastbar eingestuft wur-
den, verleiht der Sachenatürlich
einepikante Note. Es macht aber
auchdeutlich, dass dasIVL−Kon-
zept bereits getroffene politi-
sche Entscheidungen nicht
stoppt. Das stellte auch Bauten-
ministerin Erna Hennicot−Scho-
epges beim anschließenden
Rundtischgesprächklar: "Zuden
laufenden Projekten gibt es kei-
ne weitere Diskussion." Unklar
bleibt bislang, welchen Einfluss
das IVL−Konzept auf zukünftige
Maßnahmen haben wird. Bei-
spiel Verkehrspolitik: Wird es zu
neuen− eventuell aufgeweichten
− Kriterien kommen, wennes um
das Anhörungsrecht der Bevöl-
kerung bei Straßenbauprojekten
geht?
Innenminister Michel Wolter

griff zudem die Gemeindeauto-
nomie auf. Vorausgesetzt, IVL
und neuer Programme directeur
würden umgesetzt, ginge damit
auch eine Neudefinition der
Kompetenz der Gemeinden ein-
her. Dann hieße dies beispiels-
weiseverschiedene, denLeitlini-
en des IVL zuwider laufende,
kommunale Flächennutzungs-
pläne zu überarbeiten. Auch an-
dere kommunale Praktiken wie
etwa das Bauen mit zu geringe-
rer Dichte − etwa von nur drei−
stöckigen Bürohäusern − müss-
tenkünftigunterbleibenund mo-
derner, staatlich kontrollierter
Landesplanung Platz machen.
Dass das Geschrei dann groß
sein wird, damit dürfte der Mi-
nister Recht haben.

DasIVL−Konzeptist ab nächster
Woche einsehbar unter

www.ivl.gov.lu


